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Preußische Gefesfammlung 


1925 Ausgegeben zu Berlin, den 11. November 1925 Nr. 35 


Inh alt: Geſetz zur Anderung des § 50 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze, S. 155. — 
halt: Geſetz über Anderungen des Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes, S. 155. — Geſetz über die Abänderung von Gerichts: 
gemeinſchaftsverträgen, S. 156. — Drittes Geſetz zur Verlängerung der Gültigkeitsdauer des Kriegsgeſetzes zur Vereinfachung der 
Verwaltung, S. 157. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten 
Erlaſſe, Urkunden, uſw., S. 157. 


(Nr. 13022.) Geſetz zur Anderung des § 50 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetze. Vom 5. November 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: N 
§ 50 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes vom 24. April 1878 (Geſetzſamml. S. 230) zum 

Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz erhält folgende Faſſung: : 

In Strafſachen iff das Kammergericht ausſchließlich zuſtändig für die Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der Reviſion: ; 

1. wenn in erſter Inſtanz das mit zwei Amtsrichtern befebte Schöffen- (Gugend-) 
Gericht oder das Schwurgericht entſchieden hat, ſofern die Reviſion ausſchließlich 
auf die Verletzung einer in den Landesgefegen enthaltenen Rechtsnorm geſtützt wird; 
wenn in erſter Inſtanz der Amtsrichter oder das mit einem Amtsrichter beſetzte 
Schöffen (Jugend-) Gericht entſchieden hat, ſofern die Reviſion nicht ausſchließlich 
auf die Verletzung einer in den Reichsgeſetzen enthaltenen Rechtsnorm geſtützt wird. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs, 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 5. November 1925. 


bo 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
ES Für den Juſtizminiſter: 5 


Braun. Becker. 


(Mr. 13023.) Geſetz über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 6. November 1925. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten -Dienſt⸗ 


einkommensgeſetz) vom 17. Dezember 1920 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 13. Mai 


1924 (Geſetzſamml. S. 487) und des Geſetzes vom 21. Juli 1924 (Geſetzſamml, S. 584) wird 
wie folgt geändert: 
In den Schlußbemerkungen zur Anlage 1 erhält im Abſchnitt „C. Nebenbezügel! 
die Ziffer 9 folgende Faſſung: 


„ n 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 25. November 1925.) 
Sefebjammíung 1925. (Gr. 13022—13025,) = 


„ 
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ruhegehaltsfähiger Anteil am Gewinne bis zur Höhe von 2 vom Hundert des 
preußiſchen Reinertrags, jedoch nicht über das Doppelte des für den Dezember 
des betreffenden Geſchäftsjahrs zuſtändigen Dienſteinkommens gezahlt werden. 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1925 ab in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt, 


Berlin, den 6. November 1925. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13024.) Geſetz über die Abänderung von Gerichtsgemeinſchaftsverträgen. Vom 6. November 1925. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 
Die nachſtehend abgedruckten Staatsverträge zur Abänderung von Gerichtsgemeinſchaftsverträgen 
1. zwiſchen Preußen und Lippe vom 20.́ 26. Juni 1925, 
2. zwiſchen Preußen und Schaumburg-Lippe vom 20./23. Juni 1925 
werden genehmigt. 
$ 2. 
Dieſes Gefe tritt mit dem auf bie Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſez wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 6. November 1925. 


Segel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Juſtizminiſter; 
Braun. Becker. 


Staatsvertrag 
zwiſchen Preußen und Lippe zur Abänderung des Gerichtsgemeinſchaftsvertrags 
vom 4. Januar 1879. 


Zwiſchen Preußen und Lippe wird vorbehaltlich der verfaſſungsmäßig erforderlichen Genehmigung 
folgender Vertrag geſchloſſen: 
Artikel 1, 


In Nr. I des Schlußprotokolls vom 4. Januar 1879 wird der die Zuſtändigkeit des erſten Zivilſenats 
des Oberlandesgerichts regeinde zweite Satz des erſten Abſatzes geftrichen, 


Artikel 2. 
Die Anderung tritt mit dem 1. Dezember 1925 in Kraft. 
Berlin, den 20. Juni 1925. Detmold, den 26. Juni 1925. 


Namens des Lippiſe ee 
1 ippiſches Landespräſidium. 
Preußiſchen Staatsminiſteriums: Sidel) Drake Böhmer. Dr. Müller 


Der Juftizminifter, 
In Vertretung: 
(Siegel.) Fritze. 
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Staatsvertrag 
zwischen Preußen und Schaumburg⸗Lippe zur Abänderung des Gerichts⸗ 
gemeinſchaftsvertrags vom 24./ 25. Februar 1908, 
Zwiſchen Preußen und Schaumburg ⸗Lippe wird vorbehaltlich der verfaſſungsmäßig erforderlichen Geneh⸗ 
migung folgender Vertrag geſchloſſen: 
Artikel 1. 
Jn Nr. I des Schlußprotokolls vom 24/5. Februar 1908 wird der die Zuſtändigkeit des erſten 
Divilſenats des Oberlandesgerichts regelnde zweite Satz des erſten Abſatzes geſtrichen. 
Artikel 2. 
Die Anderung tritt mit dem 1. Dezember 1925 in Kraft. 


Berlin, den 20. Juni 1925. Bückeburg, den 23. Juni 1925. 
„ Schaumburg ⸗Lippiſche Landesregierung. 
Preußiſchen Staatsminiſteriums: (Siegel.) Steinbrecher. Dr. Brunſtermann. 
Der Juſtizminiſter. Bretthauer. 
In Vertretung: 
(Siegel.) Fritze. 


(Ar. 13025.) Drittes Geſetz zur Verlängerung der Gültigkeitsdauer des Kriegsgeſetzes zur Vereinfachung 
der Verwaltung. Vom 10. November 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 
Im Artikel 13 Ab]. 3 Satz 1 des Kriegsgeſetzes zur Vereinfachung der Verwaltung vom 
13, Mai 1918 (Geſetzſamml. S. 53) in der Faſſung des zweiten Verlängerungsgeſetzes vom 
26. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 669) wird das Wort „vier“ erſetzt durch „ſechs“. 
Artikel IL 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 10. November 1925. 
Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Auguſt 1925 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Kaiſerswerth für die Durchführung des Entwurfs zur 
Verbeſſerung der Deich, und Vorflutverhältniſſe im Stadtgebiete Kaiſerswerth durch das Amtsblatt 
der Regierung in Düſſeldorf Nr. 40 S. 326, ausgegeben am 3. Oktober 1925 j 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Oktober 1925 über bie Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Landgemeinde Heiligenloh, Kreis Syke, für die Anlage eines Feuerlöſch⸗ 
teichs durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 43 S. 201 „ausgegeben am 24. Oktober 1925 ; 

3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6, Oktober 1925 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Remſcheid für die Anlage einer Wagenhalle und Reparatur 
werkſtatt für die Straßenbahn 5185 das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 44 S. 353, 
ausgegeben am 31. Oktober 1925. 
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